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AUCH DER WINTER kann die Flüchtlinge nicht schrecken: Auf der Balkanroute sind weiterhin viele Menschen unterwegs. Nicht alle
werden dauerhaft in Europa bleiben können. Foto: dpa

Merkel schlägt neue Töne an
Bundeskanzlerin setzt in der Flüchtlingsdiskussion auf andere Akzente

Von unseren Mitarbeitern
Michael Fischer und Jörg Blank

Berlin. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel hat sich an die Proteste gegen ihre
Flüchtlingspolitik inzwischen gewöhnt.
Als sie am Wochenende am Tagungsort
des CDU-Landesparteitags im mecklen-
burgischen Neubrandenburg eintrifft,
wird sie wieder einmal von 200 Anhän-
gern der AfD mit Pfiffen und „Volksver-
räter“-Rufen empfangen. Von solchen
Protesten hat sie sich in den letzten Mo-
naten nicht ansatzweise beeindrucken
lassen. Auch nicht von der harschen
Kritik der Schwesterpartei CSU und ih-
res Vorsitzenden Horst Seehofer. Den-
noch schlägt sie diesmal in Neubran-
denburg in ihrer Rede beim Thema
Flüchtlingskrise einen Ton an, den man
so von ihr nicht kennt.

Mit entschlossener Stimme weist sie
den größten Teil der einreisenden
Flüchtlinge darauf hin, dass deren Zeit
in Deutschland begrenzt ist. „Nahezu
keiner der zu uns Kommenden bekommt
einen Asylanspruch“, sagt sie. Die Men-
schen erhielten allenfalls ein Bleibe-
recht nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention, das auf drei Jahre befristet sei.
Diese Flüchtlinge müssten wissen: „Es
ist ein temporärerer Aufenthaltsstatus,
und wir erwarten, dass, wenn wieder
Frieden in Syrien ist, wenn der IS im

Irak besiegt ist, dass Ihr auch wieder mit
dem Wissen, das Ihr bei uns erworben
habt, in eure Heimat zurückgeht.“ Fast
alle Flüchtlinge sollen also wieder zu-
rück. Das ist eine ziemliche klare Ansa-
ge. Selbst ganz zu Anfang der Flücht-
lingskrise, noch vor ihrer Entscheidung
die Tore zu öffnen, ging Merkel nicht so
weit. „Damit wir denen, die in Not sind,
helfen können, müssen wir auch denen,
die nicht in Not sind, sagen, dass sie bei
uns nicht bleiben können“, sagte Merkel
am 30. August. „Nicht alle können blei-

ben“ ist aber immer noch etwas anderes
als „fast alle müssen gehen“.

Am 4. September 2015 traf Merkel die
Entscheidung zur Aufnahme der
Flüchtlinge, die zu Zehntausenden auf
der Balkanroute unterwegs waren. Für
Merkel ging es anschließend zunächst
einmal um „Willkommenskultur“ und
„Wir schaffen das“. Noch in ihrer Neu-
jahrsansprache betonte sie die Chancen,
die der Zuzug Hunderttausender aus Sy-
rien, dem Irak und anderen Länder be-
deute. „Von gelungener Einwanderung
(...) hat ein Land noch immer profitiert –
wirtschaftlich wie gesellschaftlich“,

sagte die CDU-Vorsitzende. Sie sprach
zum Jahreswechsel von der wichtigen
Aufgabe der Integration derer, die dau-
erhaft bleiben wollten. „Ich bin über-
zeugt: Richtig angepackt ist auch die
heutige große Aufgabe des Zuzugs und
der Integration so vieler Menschen eine
Chance von morgen.“

Die Ansprache wurde am 31. Dezem-
ber ausgestrahlt – wenige Stunden vor
den schockierenden Übergriffen auf
Frauen am Kölner Hauptbahnhof. Die
Täter waren nach den bisherigen Er-
mittlungen überwiegend Nordafrikaner.
Die Stimmung stand auf einmal auf der
Kippe. In den letzten Woche gab es im-
mer wieder Anzeichen, dass auch in der
Flüchtlingspolitik der CDU ein Kurs-
wechsel folgen könnte. Erst vor einer
Woche deutete das Konzept „A2“ der
rheinland-pfälzischen Landesvorsitzen-
den Julia Klöckner darauf hin. Sind die
Äußerung Merkels in Neubrandenburg
nun die Kehrtwende? Nein. Merkel setzt
zunächst einmal nur andere Akzente
und geht stärker auf Befürchtungen in
Partei und Bevölkerung ein.

Intern habe die Kanzlerin solche Sätze
wie in Neubrandenburg schon häufiger
geäußert, heißt es in der CDU. Wenn
man eine ganz neue Linie hereinbringen
wolle, dann würde man das nicht ausge-
rechnet im fernen Neubrandenburg ma-
chen, hieß es.

„Kein
Kurswechsel“

Endspurt in
der Provinz

Cedar Rapids (Iowa). Ehe Hillary
Clinton die Bühne betritt, haben
Helfer das Rednerpult weggeräumt
und nur einen Barhocker stehen las-
sen. Locker soll es zugehen, bloß
nicht oberlehrerhaft, so locker, wie
Bill Clinton wirkt, als er aufs Podi-
um tänzelt, um das Publikum in der
Turnhalle der Washington High
School in Cedar Rapids auf den
Auftritt seiner Gattin einzustim-
men. Der Ex-Präsident trägt ein
großkariertes Holzfällerhemd, da-
rüber ein legeres Sakko und natür-
lich keine Krawatte. Gerade hat sei-
ne schwangere Tochter Chelsea ein
paar nette Worte über die boden-
ständigen Bewohner Iowas gesagt,
nun greift er selber zum Mikrofon.
„Amerika ist das Land, das von al-
len mit den besten Voraussetzungen
ins 21. Jahrhundert geht“, sagt er.
„Nur spüren es zu viele unserer
Leute im Augenblick nicht.“ Damit

ist der Kontrapunkt gesetzt: hier
der aufgeklärte Optimismus der
Clintons, dort die düstere Lagebe-
schreibung eines Donald Trump,
dessen Standardzeile lautet, dass
Amerika nichts mehr gewinnt. Clin-
ton gegen Trump, orakeln viele, da-
rauf könnte es im herbstlichen US-
Wahlfinale hinauslaufen. Doch zu-
nächst einmal muss die Hürde Iowa
genommen werden: Heute beginnen
dort die Vorwahlen um die Präsi-
dentschaftskandidatur, in einem
Staat, der bestimmt kein Abbild der
USA ist, sondern weißer, ländlicher,
älter, religiöser als der Durchschnitt
des Landes.

Auch wenn der Sieg in Iowa für
sich genommen nicht viel bedeutet,
so sind es doch die ersten Meter, die
dem Rennen eine eigene Dynamik
geben. Man müsse hier nicht unbe-
dingt gewinnen, aber einen der drei
vorderen Plätze belegen sollte man
schon, sonst gehe der Schwung
schnell verloren, meint David Yep-
sen, lange Zeit Politikchef beim
„Des Moines Register“, der größten
Zeitung Iowas. Umgekehrt gilt: Wer
sowohl auf der ersten als auch der
zweiten Etappe, der Vorwahl in
New Hampshire, die Nase vorn hat,
hat seine parteiinternen Gegner
schon so gut wie besiegt. Also hetzt
Hillary Clinton am letzten Wochen-
ende vor dem Votum von Schule zu
Schule, vom Diner zur Dorfbiblio-
thek, von der Kirmeswiese zur Kon-
gresshalle.

In Clinton, einer Kleinstadt am
Mississippi, warten derweil 2 000
Menschen in einer Basketballarena
auf Donald Trump, den Immobi-
lienmogul, Anhänger und viele
Neugierige. Frank Herrmann

In Iowa beginnen
heute die US-Vorwahlen

Harte Worte
bei der AfD

Berlin. „Heimat“ ist ein Wort, das
in den aktuellen Wahlkampf-Slo-
gans der AfD besonders häufig auf-
taucht. Diese „Heimat“, so sugge-
riert die Partei, muss verteidigt wer-
den. Und zwar nicht mit den Pan-
zern, die Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) dem-
nächst beschaffen will, sondern mit
Abschiebungen und nationalen Al-
leingängen. Und mit Grenzkontrol-
len, im Extremfall auch unter Ein-
satz von Schusswaffen, wie Partei-
chefin Frauke Petry (Foto: dpa) jetzt
in einem Interview mit dem „Mann-
heimer Morgen“ forderte. Inhaltlich
liegt sie damit im Prinzip schon auf
der Linie ihrer Partei. Für Stirnrun-
zeln könnte ihre Äußerung in der
AfD trotzdem sorgen. Denn einige
Parteifreunde fragen sich schon län-
ger, ob Petry in Interviews und bei
Vorstandssitzungen tatsächlich ihre

eigenen Ideen präsentiert oder die
ihres Lebensgefährten Marcus Pret-
zell. Der hatte schon im vergangenen
Herbst über Waffengewalt an der
Grenze als Ultima Ratio sinniert.

Die Alternative für Deutschland,
die in ihren Anfängen vor allem die
D-Mark-Nostalgie und den Kampf
gegen den Euro pflegte, sieht durch
die neuen Zuwanderer das „Deut-
sche“ in Gefahr. Vor allem seit dem
Bruch mit Parteigründer Bernd Lu-
cke hat das Nationale in der AfD
mehr Gewicht bekommen. Dadurch
ist die AfD zur neuen Heimat für
Menschen geworden, die mit der
„Willkommenskultur“ der Bundes-
regierung nichts anfangen können.
Jüngste Umfragen zeigen, dass dies
auf rund ein Zehntel der Wahlbe-
rechtigten zutrifft. Es sind vor allem
Männer.

Eine Emnid-Umfrage brachte ans
Licht: 17 Prozent der Männer wür-
den ihre Stimme der AfD geben,
wenn am nächsten Sonntag Bun-
destagswahl wäre, aber nur zwei
Prozent der wahlberechtigten Frau-
en. Warum das so ist, darüber rät-
seln sie jetzt im Bundesvorstand der
AfD. Jeder hat da einen eigenen Er-
klärungsansatz. „Für die Finanz-
markt-Themen, mit denen wir da-
mals gestartet sind, interessieren
sich vielleicht eher Männer“, glaubt
Parteichefin Petry.

Die Vorsitzende sagt, möglicher-
weise müsse die AfD, um mehr
Frauen zu erreichen, auch an der
„Art der Ansprache“ etwas ändern.
Alice Weidel, Beisitzerin im AfD-
Vorstand, sagt: „Bisher wird die
AfD meist nur mit den sogenannten
„harten Themen“ wahrgenommen,
die Frauen nicht sonderlich anspre-
chen.“ Anne-Beatrice Clasmann

Petrys Partei
auf neuen Wegen

Der „Bröckel-Reaktor“ macht vielen Bürgern Angst
Die Region Aachen klagt gegen das belgische Pannen-Atomkraftwerk / Bundesumweltministerin reist heute nach Brüssel

Von unserer Mitarbeiterin
Elke Silberer

Aachen. Das belgische Atomkraftwerk
Tihange ist nur 70 Kilometer von Aa-
chen entfernt. Was sind schon 70 Kilo-
meter im Ernstfall? Immer wieder gibt
es Pannen-Meldungen aus Belgien. Mit
jedem erneuten Herunterfahren des Re-
aktors wegen einer Panne wächst die
Sorge in der Bevölkerung, dass es doch
einmal zur Katastrophe kommt. „Die
Menschen haben Angst. Sie fragen,
kann man das Ding nicht abschalten“,
beschreibt Städteregionsrat Helmut Et-
schenberg die Stimmung. Jetzt klagt die
Region, und zwar auf breiter Ebene: Die
Städteregion als Gemeindeverband mit
zehn Kommunen, der Kreis Düren und
drei niederländische Kommunen. Un-
terstützung haben vier Kreise aus Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz
zugesagt.

EU und Bundesregierung hätten signa-
lisiert, dass sie keine Möglichkeit gegen
Tihange sähen, sagte Etschenberg. „Wir
als kleine Städteregion beweisen, dass
es diese Möglichkeiten gibt“, fügte der
Kommunalpolitiker hinzu, dessen Posi-
tion mit der eines Landrats vergleichbar
ist. Er wertete die zwei geplanten Kla-
gen von den Kommunen und Kreisen an
der Grenze zu Belgien als deutliches po-
litisches Signal. Auch in Ostbelgien gebe
es viele kritische Stimmen aus der Poli-
tik, so Etschenberg. Ebenso wie in den
Niederlanden: „Es gibt keinen Politiker
im niederländischen Grenzgebiet, der
sich keine Sorgen macht“, sage der Bür-

germeister von Kerkrade, Jos Som. Die
niederländischen Kommunen Maas-
tricht, Heerlen und Kerkrade wollen
sich der Klage anschließen. Reaktor-
block 2 von Tihange war im März 2014
wegen Sicherheitsbedenken abgeschal-
tet worden und trotz Haarrissen in dem

Reaktorbehälter im Dezember 2015 wie-
der ans Netz gegangen. Diesen Haarris-
sen gilt die größte Sorge der Menschen
in der Umgebung. Nach einer Überprü-
fung hatte die belgische Nuklearauf-
sichtsbehörde AFCN mitgeteilt, dass es
sich dabei um ein Problem handele, das

keine Gefahr für die Sicherheit der Re-
aktoren darstelle. Es sei unverantwort-
lich, die Reaktoren Doel 3 und Tihange 2
in Betrieb zu lassen, hatten dagegen die
Grünen im Europäischen Parlament
nach einer von ihnen in Auftrag gegebe-
nen Studie festgestellt. Ihr Gutachten

schloss nicht aus, dass sich die Haarrisse
während des Betriebs vergrößern könn-
ten.

Die Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen forderte die Bundesregierung
auf, „Abschalt-Gespräche“ mit Belgien
aufzunehmen. NRW-Umweltminister
Johannes Remmel von den Grünen
sprach von einem „Bröckel-Reaktor“,
mit dem die belgische Regierung Rus-
sisch-Roulette spiele. Er forderte eine
Sicherheitsprüfung durch die EU.

Die EU-Kommission in Brüssel sah al-
lerdings bisher keinen Anlass einzu-
schreiten, und die Bundesregierung sah
keine Handhabe gegen Tihange. Die
Kompetenzen in Europa in Fragen der
Energieversorgung würden in nationa-
ler Souveränität entschieden. Bundes-
umweltministerin Barbara Hendricks
(SPD) will heute mit dem belgischen In-
nenminister Jan Jambon über die Si-
cherheit der Atomkraftwerke Tihange
bei Lüttich und Doel bei Antwerpen
sprechen. Auch im Reaktor von Doel 3
waren Risse gefunden worden. Die
Grenzregion rund um Aachen fährt
zweigleisig: Mit einer Klage gegen das
Wiederanfahren von Tihange 2 im De-
zember vor dem obersten Verwaltungs-
gericht (Staatsrat) und mit einer Klage
generell gegen den Betrieb vor einem
Gericht in Brüssel. In einer Sondersit-
zung sollen die Beschlüsse möglichst
bald offiziell fallen. In einem Gespräch
mit Greenpeace will die Region außer-
dem ausloten, ob sie einer Klage der
Umweltorganisation gegen den Reaktor
Tihange 1 beitritt.

DER WIDERSTAND gegen das belgische Atomkraftwerk Tihange wächst. Immer mehr Menschen in der Region Aachen fordern die
Stilllegung des Pannen-Reaktors. Foto: dpa
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